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Kölner Bleiberechtsprogramm: Berichterstattung zur „Liste Coesfeld" blendet 
politischen Konsens und rechtsstaatliche Sorgfalt aus 
  
Der Artikel „Köln lehnte NRW-Hilfsangebot für Abschiebungen ab" erweckt den Eindruck, die Stadt 
Köln habe sich eigenmächtig gegen geltendes Recht gestellt und Abschiebungen systematisch 
verhindert. Diese Darstellung greift zu kurz und unterschlägt einen entscheidenden politischen 
Zusammenhang. 
 
Das Kölner Bleiberechtsprogramm ist seit Jahren politisch beschlossen, dauerhaft verankert und 
parteiübergreifend unterstützt. Noch 2025 bekannten sich SPD, Grüne, CDU, FDP und weitere 
Ratsparteien ausdrücklich zu diesem Programm. Die CDU bezeichnete es sogar als erfolgreich und 
hob hervor, dass langjährig Geduldete dort unter anderem bei Passbeschaffung, Sprachförderung 
und Arbeitsintegration unterstützt und während dieses Prozesses vor Abschiebung geschützt 
werden. 
 
Genau dieser Hintergrund fehlt im Artikel nahezu vollständig. Stattdessen wird der Eindruck eines 
Gegensatzes aufgebaut: hier das Land, das Recht durchsetzen will, dort Köln, das Abschiebungen 
verhindert. Tatsächlich setzte die Verwaltung mit dem Bleiberechtsprogramm einen politischen 
Auftrag um, der im Kölner Rat seit Jahren breite Unterstützung genießt. 
 
Besonders problematisch ist die Auswahl und ausführliche Darstellung eines einzelnen Falls. Der 
Artikel schildert bei „Marko M." Straftaten, Sozialleistungen und fehlende Mitwirkung bei der 
Passbeschaffung in großer Detailtiefe. Damit wird ein besonders belasteter Einzelfall zum 
emotionalen Rahmen für eine Liste von rund 500 Menschen. Ob und wie viele dieser Menschen eine 
vergleichbare Biografie haben, erfahren die Leserinnen und Leser nicht. Trotzdem entsteht 
zwangsläufig der Eindruck, dieser Fall sei typisch für den gesamten Personenkreis. Das ist keine 
neutrale Einordnung, sondern eine journalistische Zuspitzung mit erheblicher Wirkung. 
 
Auch beim Thema Passbeschaffung fehlt eine wichtige Differenzierung: Die Beschaffung 
beziehungsweise Klärung von Identitätspapieren im Rahmen eines Bleiberechtsverfahrens ist nicht 
dasselbe wie die Beschaffung von Passersatzpapieren mit dem konkreten Ziel einer Abschiebung. 
Gerade das Kölner Bleiberechtsprogramm arbeitet selbst mit Fragen der Passklärung. 
 
Wer über diesen Vorgang berichtet, sollte deshalb auch erklären, dass Köln mit dem 
Bleiberechtsprogramm keinen Sonderweg einzelner Verwaltungsmitarbeitender verfolgt, sondern 
eine seit Jahren politisch gewollte Strategie im Umgang mit langjährig Geduldeten. 
  
Neue Zuspitzung, altes Muster: Zum Folgeartikel „Burmester will Vorgang prüfen" 

  
Der Nachfolgeartikel bestätigt dieses Muster, statt es zu korrigieren. Dass Oberbürgermeister 
Burmester den Vorgang nun prüfen lässt, ist zunächst ein Zeichen von Transparenz und 
rechtsstaatlicher Sorgfalt – kein Beleg für ein „strukturelles Kontroll- und Transparenzproblem", wie 
es der FDP-Landtagsfraktionsvorsitzende Henning Höne unterstellt. Eine sorgfältige Prüfung braucht 
Zeit; sie vorab als Beleg für Versagen zu werten, nimmt das Ergebnis vorweg. 
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Besonders kritisch ist die im Artikel hergestellte Verbindung zur gewaltsamen Auseinandersetzung 
auf der Berliner Straße. Weil Angehörige der daran beteiligten Familien ebenfalls auf der Coesfelder 
Liste stehen, entsteht der Eindruck, das Bleiberechtsprogramm habe eine gewalttätige Familie vor 
der Ausreise geschützt.  
 
Tatsächlich handelt es sich bislang um Tatverdächtige, gegen die ermittelt wird – nicht um 
rechtskräftig Verurteilte. Auch hier gilt: Ein Einzelfall, so gravierend er ist, lässt keine Rückschlüsse 
auf die übrigen rund 500 Personen der Liste zu. 
 
Problematisch ist zudem die Bezeichnung der beteiligten Familien als „Roma-Großfamilien". Diese 
ethnisierende Zuschreibung verknüpft eine Straftat mit der Zugehörigkeit zu einer Minderheit und 
trägt zur kollektiven Stigmatisierung bei – unabhängig vom Ausgang der Ermittlungen. 
 
Bemerkenswert ist schließlich, dass die im Artikel zitierten Parteien keineswegs geschlossen in die 
Kritik einstimmen. Während CDU und FDP von einem „politischen Offenbarungseid" sprechen und 
eine Dienstaufsichtsbeschwerde in Aussicht stellen, mahnen SPD und Grüne ausdrücklich zur 
Zurückhaltung: Ratsfraktionschef Christian Joisten (SPD) verweist auf die laufende Prüfung und 
wendet sich „ausdrücklich gegen jede pauschale Betrachtung der Situation". Diese Differenzierung 
findet im Artikel keinen prominenten Platz – sie widerspricht jedoch der Erzählung eines 
geschlossenen politischen Konsenses gegen die Kölner Praxis. 
 
Wir begrüßen die angekündigte Prüfung durch die Verwaltung und werben dafür, ihr Ergebnis 
abzuwarten, bevor pauschale Schlüsse über das Bleiberechtsprogramm oder die rund 500 Menschen 
auf der Liste gezogen werden. 
 
Marianne Arndt, Leon Follert, Elizaveta Khan, Gabi Klein, Niusha Lau, Maike Neumann 
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Der Leserbrief bezieht sich auf diese Berichte:  
 

• https://ksta.de/koeln/koeln-lehnte-nrw-hilfsangebot-fuer-abschiebungen-ab-1341287 
 

• https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/abschiebungen-aus-koeln-neue-brisanz-um-liste-
coesfeld-1342104 
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